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In der Leser*innenbriefspalte unse-
res Magazins gab es zuletzt eine 
Diskussion, in welcher das Gewerk-
schaftsmitglied Benjamin Ruß ange-
griffen, aber auch in Schutz genom-
men wurde. Die E&W-Redaktion 
hat ihn dazu interviewt.

Benjamin, du bist weder Mitglied 
der GEW noch lebst oder arbeitest 
du in Niedersachsen. Dennoch gab 
es eine Auseinandersetzung, in der 
du eine Rolle spieltest. Wie hast du 
die Zuschriften in den Ausgaben 
Nummer 3/2025 und 4/2025 emp-
funden?
Richtig, ich bin Geo-Informatiker und 
ver.di-Mitglied. In einem Leser*in-
nenbrief der Ausgabe 3/2025 wur-
de die GEW zur Entsolidarisierung 
mit mir aufgefordert. Als Referent 
einer Berufsverbots-Veranstaltung 
in Göttingen hatte ich eine Kufiya ge-
tragen. Die Autor*in Liv Teichmann 
war nicht auf der Veranstaltung. Sie 
hat nur ein Foto von mir mit Kufiya 
gesehen. Daraus schloss Teichmann 
auf meine inhaltliche Nähe zur Ha-
mas, auf Antisemitismus und setzte 
mich mit Björn Höcke gleich. Klas-
sische Hufeisentheorie. Die Kufiya 
existierte zudem weit vor der Hamas 
und dem Staat Israel. Teichmanns 
Versuch, über diesen Schal eine Ver-
bindung zwischen der Hamas, Anti-
Semitismus und mir herzustellen, ist 
bewusste Geschichtsfälschung und 
Verleumdung. Teichmann setzt den 
israelischen Staat mit Jüdinnen und 
Juden aus aller Welt gleich. Das ist 
völkisches Gedankengut und anti-
semitisch. In Ausgabe 4/2025 haben 
auch andere Kolleg*innen darauf 
hingewiesen.

Im Text der Zuschrift heißt es unter 
anderem, Uni-Besetzungen und 
ähnliche Aktionen könnten die freie 
Forschung und Lehre behindern, 
sogar angeblich den „betrieblichen 
Frieden“ stören. Wie stehst du zu 
solchen Aktivitäten?
Im Zuge der Bologna-Reform, zur 
Hochphase der Lehmann-Brothers-

Krise, wurden in Deutschland Studi-
engebühren eingeführt. Monatelang 
besetzten daraufhin zehntausende 
Studierende europaweit Hörsä-
le: #unibrennt. An den Unis gab es 
Selbstorganisierungsstrukturen, die 
Vorlesungspläne, politische Diskussi-
onen und VoKüs (Volksküchen, Anm. 
d. Red.) organisierten. Mit Erfolg. Die 
Studiengebühren wurden wieder ab-
geschafft. Heute wie damals unter-
stütze ich Uni-Besetzungen als de-
mokratisch legitime und notwendige 
Formen des Klassenkampfes. Genau-
so wie Betriebsbesetzungen.
Den betrieblichen Frieden zu wah-
ren, bedeutet hingegen, Ausbeutung 
und Unterdrückung hinzunehmen, 
den Kampf für bessere Lebensbe-
dingungen einzustellen. Es heißt, 
sich nicht gegen Angriffe auf Renten, 
Löhne, soziale Infrastruktur et cete-
ra zu verteidigen. Es heißt: nicht zu 
streiken! Das ist ein Appell, im Be-
trieb zu schweigen, während die 
Kriege der kapitalistischen Nationen 
vorbereitet und unsere Rechte als 
Arbeitende und Gewerkschafter*in-
nen – Versammlungsrecht, Streik-
recht, Menschenrecht und so weiter 
– pulverisiert werden. Eben auch in 
Palästina. Dort geht es um Vertrei-
bung für den Landraub, um Vernich-
tung von Gesellschaftsstrukturen zur 
Enteignung und Privatisierung gesell-
schaftlicher Infrastruktur. Dafür wird 
die Verstümmelung und Vernichtung 
von Menschen zur ökonomischen 
Rationalität. Das sollen wir „fried-
lich” hinnehmen.

Ausgangspunkt der Diskussion war 
unser E&W-Bericht von Rolf Günther 
und Matthias Wietzer über eine Ver-
anstaltung an der Universität Göt-
tingen zu Berufsverboten, bei der du 
deinen persönlichen Fall vorgestellt 
hast. Worum geht es bei dir und wie 
ist der aktuelle Stand?
Im August 2024 verwehrte mir der 
Freistaat Bayern eine Anstellung an 
der TU München aus politischen 
Gründen. Dieser Vorgang wurde ar-
beitsgerichtlich bestätigt. Teichmann 

agitiert gegen Streiks und über-
nimmt damit entschieden gewerk-
schaftsfeindliche Positionen staat-
licher Institutionen, die in meinem 
Berufsverbotsprozess den Aufruf zu 
weitreichenden Streikmaßnahmen 
als verfassungsfeindlich eingestuft 
haben. So sollen Menschen, die sich 
den herrschenden Bedingungen 
widersetzen und dabei eine Verbin-
dung der politischen und ökonomi-
schen Kämpfe herstellen, aus der 
Gewerkschaft gedrängt werden. Wer 
uns auffordert, nicht gegen kapita-
listische Vernichtungsmaßnahmen 
wie in Palästina zu kämpfen, uns mit 
Verleumdungen hindern möchte, 
gewerkschaftliche Mehrheiten zu 
gewinnen, wer wie Teichmann den 
Betriebsfrieden fordert, fordert letzt-
lich die Gleichschaltung der Gewerk-
schaften!

Betroffene und andere Aktive in der 
GEW engagieren sich schon lange 
dafür, die erheblichen persönlichen 
Folgen des sogenannten „Radika-
lenerlasses“ von 1972 umfangreich 
aufzuarbeiten. Wo siehst du Paral-
lelen zwischen den Berufsverboten 
damals und heute?
Berufsverbote sind gezielte Maßnah-
men, um die Kontrolle und die Ho-
heit über gesellschaftliche Vorgänge 
zu sichern. In den 1970ern galt es, 
sozialistische Tendenzen in der Ar-
beiter*innenklasse zu unterdrücken. 
Heute gilt es, jeglichen Widerstand 
gegen autoritäre Maßnahmen zu 
verhindern. Anders gesagt: Berufs-
verbote sollen den betrieblichen 
Frieden wahren.

Hinweis der Redaktion: Die Kollegin 
Teichmann hat in einer weiteren Le-
ser*innenzuschrift noch einmal ihre 
Positionen wiederholt und bekräf-
tigt. 




